
A 11 K 5021/17 

VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

In der Verwaltungsrechtssache 

- Klägerin -
prozessbevollmächtigt: 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
vertreten durch den Leiter/die Leiterin der Außenstelle Karlsruhe des Bundesamtes, 
Referat 52 A, 
Gebäude F, Pfizerstraße 1, 76139 Karlsruhe, Az: 6249090-479 

- Beklagte -

wegen internationalen Schutzes, u.a. 

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 1 1 . Kammer - durch den Richter am Verwal­
tungsgericht als Einzelrichter auf die mündliche Verhandlung 

vom 15. Januar 2019 

am 28. Januar 2019 

für R e c h t erkannt: 

Die Beklagte wird verpflichtet, der Klägerin die Flüchtlingseigenschaft zu­
zuerkennen. 

Der Bescheid der Beklagten vom 10.01.2017 wird aufgehoben, soweit er 
dem entgegensteht. 

Die Beklagte trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens. 
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Tatbestand 

Die Klägerin begehrt eine positive Entscheidung über ihren Asylantrag. 

Die am 1978 geborene Klägerin ist - nach eigenen Angaben - chinesische 

Staatsangehörige aus der Provinz . Sie reiste nach eigenen Angaben im 

Oktober mit dem Flugzeug über Mailand in die Bundesrepublik Deutschland ein und 

stellte am 02.11.2015 einen Asylerstantrag. 

Bei ihrer Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (im Folgenden: 

Bundesamt) im September 2016 gab die Klägerin im Wesentlichen an, ihren Pass 

habe sie Kontaktpersonen in Deutschland gegeben. Bis zur Ausreise habe sie sich in 

der Provinz  in der Stadt  aufgehalten. Neben ihrem Stiefvater und 

ihrer Mutter lebten in China noch ihr Bruder und eine Tante. Nachdem sie sechs Jah­

re lang die Grundschule und drei Jahre lang die Mittelschule besucht habe, sei sie im 

Vertrieb für Kosmetik und Sportartikel tätig gewesen. 

Zu den Gründen ihrer Flucht führte die Klägerin im Wesentlichen aus, sie habe in 

China unter großem sozialem Druck gelebt. Sie sei 30 Jahre alt und ledig. Sie habe 

einen Freund gehabt, mit dem sie fünf Jahre zusammengelebt habe. Sie hätten sich 

ständig gestritten und sie sei von ihm geschlagen worden. Sie sei zurzeit schwanger 

und wolle nach der Geburt ihres Kindes arbeiten. Der Vater des Kindes komme aus 

Kamerun und habe auch Asyl beantragt. Sie habe in China keine Probleme mit der 

Polizei oder Behörden gehabt. 

Mit Bescheid vom 10.01.2017, der Klägerin zugestellt am 06.04.2017, hat das Bun­

desamt die Anträge der Klägerin auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, auf 

Anerkennung als Asylberechtigte und auf Zuerkennung subsidiären Schutzes jeweils 

als offensichtlich unbegründet abgelehnt. Zudem hat es festgestellt, dass Abschie­

bungsverbote nicht vorliegen, die Klägerin bei gleichzeitiger Androhung der Abschie­

bung nach China aufgefordert, die Bundesrepublik Deutschland innerhalb von einer 

Woche nach Bekanntgabe der Entscheidung zu verlassen, und das gesetzliche Ein­

reise- und Aufenthaltsverbot auf 30 Monate ab dem Tag der Abschiebung befristet. 

Seine ablehnende Entscheidung hat es im Wesentlichen auf § 30 Abs. 1 Asylgesetz 



gestützt und damit begründet, dem Vorbringen der Klägerin könne weder eine flücht­

lingsrechtlich relevante Verfolgungshandlung noch ein flüchtlingsrechtlich relevantes 

Anknüpfungsmerkmal entnommen werden. Ihr drohe offensichtlich auch kein ernst­

hafter Schaden. 

Hiergegen hat die Klägerin am 10.04.2017 Klage erhoben und gleichzeitig einen An­

trag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gestellt, woraufhin das Gericht mit 

Beschluss vom 01.08.2017 die aufschiebende Wirkung der Klage angeordnet hat (A 

11 K 5022/17). Die Klägerin begründet ihre Klage im Wesentlichen damit, die Kläge­

rin habe ein uneheliches Kind geboren und damit gegen die Regelungen Chinas zur 

Familienpolitik verstoßen. Das Kind der Klägerin könne wahrscheinlich nicht regis­

triert werden. Die Klägerin müsse mit einem hohen Bußgeld rechnen, das sie nicht 

zahlen könne. 

Die Klägerin beantragt, 

die Beklagte zu verpflichten, der Klägerin die Flüchtlingseigenschaft 
zuzuerkennen, 

hilfsweise die Beklagte zu verpflichten, der Klägerin subsidiären 
Schutz zuzuerkennen, 

weiter hilfsweise die Beklagte zu verpflichten, festzustellen, 
dass ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 
Aufenthaltsgesetz vorliegt, 

hilfsweise die Beklagte zu verpflichten, das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot auf null Monate zu befristen, und 

den Bescheid der Beklagten vom 10.01.2017 aufzuheben, 
soweit er dem entgegensteht; 

hilfsweise Ziffern 1 bis 3 des Bescheids der Beklagten vom 10.01.2017 
aufzuheben, soweit die Beklagte den Asylantrag der Klägerin als 
offensichtlich unbegründet abgelehnt hat. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen, 

und verweist zur Begründung auf ihre Ausführungen in ihrem Bescheid. 



Das Bundesamt hat der am .2016 geborenen Tochter der Klägerin mit Be­

scheid vom 04.01.2018 die Asylberechtigung anerkannt und zugleich die Flüchtlings­

eigenschaft zuerkannt. 

Mit Beschluss vom 06.11.2018 hat die Kammer den Rechtsstreit dem Berichterstatter 

als Einzelrichter zur Entscheidung übertragen. Dieser hat die Klägerin im Termin zur 

mündlichen Verhandlung am 15.01.2019 informatorisch angehört. Hierbei hat sie im 

Wesentlichen bekräftigt, dass sie aufgrund der Geburt ihres Kindes in China mit vie­

lerlei Problemen zu rechnen hätte. Sie habe keinerlei finanzielle Möglichkeiten, sich 

in China um ein Kleinkind zu kümmern. Ihre Mutter sei alt. Einen Teil der Reisekos­

ten habe sie geliehen und die Schulden bisher nicht zurückgezahlt. Sie stamme aus 

dem Bezirk , der heute n heiße. Sie wisse nicht, wie viele Einwohner 

die Stadt  habe, sie habe aber  Bezirke. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten verweist das Gericht auf die Sitzungsniederschrift, 

den Inhalt der während des Gerichtsverfahrens gewechselten Schriftsätze sowie der 

beigezogenen Gerichts-, Ausländer- und Bundesamtsakten. 

Entscheidungsgründe 

I. Die zulässige Verpflichtungsklage ist hinsichtlich des Hauptantrags begründet. 

Denn die Klägerin hat im maßgeblichen Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhand­

lung - § 77 Abs. 1 Satz 1 1. Halbsatz AsylG - einen Anspruch auf Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft. Demzufolge ist der Bescheid der Beklagten rechtswidrig und 

verletzt die Klägerin in ihren Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1, Abs. 5 VwGO). 

1. Gemäß § 3 Abs. 4 AsylG wird einem Ausländer die Flüchtlingseigenschaft zuer­

kannt, wenn er Flüchtling im Sinne des § 3 Abs.1 AsylG ist. Hiernach ist ein Auslän­

der Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtstellung 

der Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention - GFK-, BGBL. 1953 II S. 559), wenn 
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er sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Natio­

nalität, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe außerhalb des Landes (Herkunftsland) befindet, dessen Staatsangehörigkeit 

er besitzt und dessen Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser 

Furcht nicht in Anspruch nehmen will oder in dem er als Staatenloser seinen vorheri­

gen gewöhnlichen Aufenthalt hatte und in das er nicht zurückkehren kann oder we­

gen dieser Furcht nicht zurückkehren will. 

Als Verfolgung gelten nach § 3a Abs. 1 AsylG Handlungen, die aufgrund ihrer Art 

oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine schwerwiegende Verletzung 

der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte, von denen 

gemäß Art. 15 Abs. 2 EMRK keine Abweichung zulässig ist, oder die in einer Kumu­

lierung unterschiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer Verletzung der Men­

schenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in ähnlicher 

wie der zuvor beschriebenen Weise betroffen ist. Letztgenannte Maßnahmen können 

Menschenrechtsverletzungen, aber auch Diskriminierungen sein, die für sich allein 

nicht die Qualität einer Menschenrechtsverletzung aufweisen; sie müssen aber in 

ihrer Gesamtheit eine Betroffenheit des Einzelnen bewirken, die der Eingriffsintensi­

tät einer schwerwiegenden Menschenrechtsverletzung im Sinne von § 3a Abs. 1 

Nummer 1 AsylG entspricht (BVerwG, Urteil vom 20. Februar 2013 - 10 C 23/12 - , 

juris Rn. 36). 

Nach § 3a Abs. 2 AsylG können als Verfolgung im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG u.a. 

gelten die Anwendung physischer oder psychischer Gewalt, einschließlich sexueller 

Gewalt, gesetzliche, administrative, polizeiliche oder justizielle Maßnahmen, die als 

solche diskriminierend sind oder in diskriminierender Weise angewandt werden, un­

verhältnismäßige oder diskriminierende Strafverfolgung oder Bestrafung, Verweige­

rung gerichtlichen Rechtsschutzes mit dem Ergebnis einer unverhältnismäßigen oder 

diskriminierenden Bestrafung, Strafverfolgung oder Bestrafung wegen Verweigerung 

des Militärdienstes, wenn der Militärdienst Verbrechen oder Handlungen umfassen 

würde, die unter die Ausschlussklauseln des § 3 Abs. 2 AsylG fallen und Handlun­

gen, die an die Geschlechtszugehörigkeit anknüpfen oder gegen Kinder gerichtet 

sind. 
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Die Verfolgung kann nach § 3c AsylG ausgehen von dem Staat, von Parteien oder 

Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebiets be­

herrschen oder von nichtstaatlichen Akteuren, sofern die zuvor genannten Akteure 

einschließlich internationaler Organisationen erwiesenermaßen nicht in der Lage o-

der nicht willens sind, im Sinne des § 3d AsylG Schutz vor Verfolgung zu bieten, und 

dies unabhängig davon, ob in dem Land eine staatliche Herrschaftsmacht vorhanden 

ist oder nicht. 

Die Furcht vor Verfolgung ist begründet, wenn dem Ausländer die vorgenannten Ge­

fahren aufgrund der in seinem Herkunftsland gegebenen Umstände in Anbetracht 

seiner individuellen Lage tatsächlich, d.h. mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit dro­

hen. Der Wahrscheinlichkeitsmaßstab setzt voraus, dass bei einer zusammenfas­

senden Würdigung des zur Prüfung gestellten Lebenssachverhalts die für eine Ver­

folgung sprechenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen und deshalb gegen­

über den dagegensprechenden Tatsachen überwiegen. Es kommt darauf an, ob in 

Anbetracht aller festgestellten Umstände bei einem vernünftig denkenden, besonne­

nen Menschen in der Lage des Betroffenen Furcht vor Verfolgung hervorgerufen 

werden kann (BVerwG, Urteil vom 20. Februar 2013 - 10 C 23/12 - juris Rn. 32). 

Die Tatsache, dass ein Antragsteller bereits verfolgt wurde oder einen sonstigen 

ernsthaften Schaden erlitten hat bzw. von solcher Verfolgung oder einem solchen 

Schaden ernsthaft bedroht war, ist ein ernsthafter Hinweis darauf, dass die Furcht 

des Antragstellers vor Verfolgung begründet ist bzw. dass er tatsächlich Gefahr läuft, 

ernsthaften Schaden zu erleiden, es sei denn, stichhaltige Gründe sprechen dage­

gen, dass der Antragsteller erneut von solcher Verfolgung oder einem solchen Scha­

den bedroht wird (Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU). Hat ein Antragsteller bereits Verfol­

gung bzw. einen ernsthaften Schaden erlitten, für den streitet die widerlegbare tat­

sächliche Vermutung, dass sich frühere Handlungen und Bedrohungen bei einer 

Rückkehr in das Herkunftsland wiederholen werden. Art. 4 Abs. 4 RL 2011/95/EU 

misst den in der Vergangenheit liegenden Umständen Beweiskraft für ihre Wiederho­

lung in der Zukunft bei (hierzu und zum Folgenden: BVerwG, Urteil vom 27. April 

2010 - 10 C 5/09 - , juris Rn. 23). Dadurch wird der Vorverfolgte bzw. Geschädigte 

von der Notwendigkeit entlastet, stichhaltige Gründe dafür darzulegen, dass sich die 

verfolgungsbegründenden bzw. schadensstiftenden Umstände bei Rückkehr in sein 
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Herkunftsland erneut realisieren werden. Die Vermutung nach Art. 4 Abs. 4 RL 

2011/95/EU kann aber widerlegt werden. Hierfür ist erforderlich, dass stichhaltige 

Gründe die Wiederholungsträchtigkeit solcher Verfolgung bzw. des Eintritts eines 

solchen Schadens entkräften. Maßgebend ist, ob stichhaltige Gründe gegen eine 

erneute Verfolgung sprechen, die in einem inneren Zusammenhang mit der vor der 

Ausreise erlittenen oder unmittelbar drohenden Verfolgung stünde. 

Es ist Sache des Antragstellers, seine Gründe für eine Verfolgung in schlüssiger 

Form vorzutragen. Er muss unter Angabe genauer Einzelheiten einen in sich stimmi­

gen Sachverhalt schildern, aus dem sich-als wahr unterstellt - ergibt, dass ihm bei 

verständiger Würdigung Verfolgung im Sinne des § 3 AsylG mit beachtlicher Wahr­

scheinlichkeit droht. Hierzu gehört, dass der Antragsteller zu den in seine Sphäre 

fallenden Ereignissen, insbesondere zu seinen persönlichen Erlebnissen, eine Schil­

derung gibt, die geeignet ist, den behaupteten Anspruch auf Zuerkennung der Flücht­

lingseigenschaft lückenlos zu tragen (vgl. BVerwG, Beschluss vom 19. März 1991 -

9 B 56/91 - juris Rn. 5). Ein im Laufe des Verfahrens sich widersprechendes oder 

sich steigerndes Vorbringen spricht gegen die Glaubhaftigkeit des Vortrags des An­

tragstellers; ändert der Antragsteller in einem späteren Vortrag sein früheres Vor­

bringen, so muss er überzeugende Gründe darlegen, weshalb sein früheres Vorbrin­

gen falsch gewesen ist (BVerwG, Beschluss vom 21. Juli 1989 - 9 B 239/89 juris 

Rn. 3; BVerfG, Kammerbeschluss vom 29. November 1990 - 2 BvR 1095/90 - , juris 

Rn. 14). 

Die Gefahr einer Verfolgung im Sinne des § 3 AsylG kann schließlich nur festgestellt 

werden, wenn sich das Gericht in vollem Umfang die Überzeugung von der Wahr­

heit - und nicht nur von der Wahrscheinlichkeit - des von dem Antragsteller behaup­

teten individuellen Verfolgungsschicksals verschafft (BVerwG, Urteil vom 12. No­

vember 1985 - 9 C 26/85 - j u r i s Rn. 11). 

2. Die Klägerin hat zwar keinen Sachverhalt vorgetragen, der die Annahme einer 

Vorverfolgung rechtfertigen würde. Unabhängig hiervon droht ihr bei ihrer Rückkehr 

nach China zur Überzeugung des Einzelrichters eine staatliche Verfolgung, da sie 

unverheiratet und Mutter einer in Deutschland geborenen Tochter ist, die aus einer 

Verbindung mit einem kamerunischen Asylbewerber stammt. 
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19 In tatsächlicher Hinsicht geht der Senat zunächst von den zutref­
fenden und überzeugenden Feststellungen des Verwaltungsgerichts Frei­
burg vom 16.07.2015 (A 6 K 786/14) aus, die der Senat ausdrücklich zum 
Gegenstand des Verfahrens gemacht hatte. Das Verwaltungsgericht hat 
u.a. ausgeführt: 

20 ,,..3) Was die Voraussetzungen für die Anerkennung des Klägers 
als Flüchtling angeht, wird auf die beiden ausführlichen letztjährigen Ent­
scheidungen des Gerichts zu dieser Frage verwiesen (VG Freiburg, Urtei­
le vom 12.3.2014 - A 6 K 730/12 und A 6 K 1868/12 -, beide jeweils in ju­
ris, die beide rechtskräftig geworden sind, nachdem das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge dagegen keinen Antrag auf Zulassung der Beru­
fung gestellt hat). 

21 Auch unter Berücksichtigung der aktuellen Auskunftslage zum 
mittlerweile erreichten Stand der chinesischen Ein-Kind-Politik und der 
seither ergangenen Rechtsprechung anderer Verwaltungsgerichte zu de­
ren fehlender asyl- und flüchtlingsrechtlicher Relevanz sieht das Gericht 
derzeit keinen Anlass, von diesen Entscheidungen abzurücken. Zwar wird 
allenthalben mittlerweile darüber berichtet, dass die offizielle chinesische 
Politik sich langsam anschickt, sich von der Ein-Kind-Politik zu verab­
schieden und auf Dauer eine Zwei-Kind-Politik anzustreben, die allen ver­
heirateten Paaren ohne sonstige Voraussetzungen zwei Kinder erlaubt. 
Denn in den letzten Jahren hat sich immer deutlicher herausgestellt, dass 
die rigide Ein-Kind-Politik ein schwerer - auch in Zukunft nur schwer rück­
gängig zu machender - Fehler war. Die Bevölkerung altert mittlerweile ra­
pide, der Anteil der arbeitsfähigen Bevölkerung ist deutlich gesunken, ja 
selbst das Militär befürchtet Nachwuchsschwierigkeiten. In den Städten 
bewegt sich die Nachwuchsrate mittlerweile auf einem der niedrigsten Ni­
veaus weltweit und auf Landessdurchschnitt mit 1,6 Kindern pro Paar 
noch immer unter der für einen Bevölkerungserhalt erforderlichen Quote 
von 2,1 Kindern pro Paar. Die Ein-Kind-Politik hat zudem nicht nur den 
negativen Effekt einer weit verbreiteten Tötung von weiblichen Föten nach 
sich gezogen (sogenannter „Gendercide" = geschlechtsspezifischer Völ­
kermord) und der dadurch bewirkte Männerüberschuss hat zum Kriminali­
tätsanstieg im Bereich Prostitution, Frauenhandel, Vergewaltigung und 
Entführung geführt. Vielmehr sind auch immer mehr psychosoziale Prob­
leme daraus erwachsen, dass ganze Generationen von Kindern ohne Ge­
schwister groß geworden sind, die als sogenannte „Generation der Prin­
zen" die überproportionale Aufmerksamkeit einer großen Zahl von Ver­
wandten auf sich ziehen, sich nur um sich selbst drehen und dadurch so­
zial nicht sonderlich verträglich geworden sind (vgl. zu alldem die folgen­
den - alle im Internet auffindbaren - Presseartikel: „The Economist" vom 
11.7.2015 - Tales oft he unexpected - China has relaxed ist one-child po-

a) Der Einzelrichter geht zunächst von den Tatsachenfeststellungen aus, die der 

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg in seinem Urteil vom 14. September 

2016 - A 11 S 1125/16 - , juris auch unter Verweis auf das Urteil des Verwaltungsge­

richts Freiburg vom 16. Juli 2015 - A 6 K 786/14 - getroffen hat: 
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[icy. Yet parents are not rushing to have a second; vom 6.6.2015 - China's 
one-child policy: Only and Lonely - Analysing the Psychology of a Genera­
tion [= Review of Book written by Xinran: „Buy Me the Sky - the Remarka­
ble Truth of China's One-Child Generation11]; vom 28.2.2015 - Wedding 
wows - How the one-child policy changed Chinese nuptials; vom 
10.1.2015 - Family Planning - Enforcing with a smile; vom 19.7.2014 -
Family Planning - One-Child Proclivity: Predictions of a baby boomlet 
come to little; siehe ferner: „The Epoch Times" vom 9.3.2015 - Is China 
going to abandon the One-Child Policy ? sowie www.bloomberg.com vom 
20.1.2015 - China's One-Child Policy Backfires as Labor Pool Shrinks 
Again; zum sog. „Gendercide" - in China und Indien: „The Economist" vom 
4.3.2010 - Gendercide: The world wide war on baby girls - Technologies, 
declining fertility and ancient prejudice are combining to unbalance socie­
ties; siehe zu letzgenanntem Thema auch das UN-Committe on the Elimi­
nation of Discrimination against Women CEDAW, 14.11.2014 - Conclud­
ing Observations on the combined 7th and 8th Periodic Reports of China, 
Ziff. 38 und 39c mit dem Aufruf an China die entsprechende Praxis der 
Tötung vorzugsweise weiblicher Föten abzuschaffen). 

22 Obwohl es insoweit Anträge von Parlamentariern des Volkskon­
gresses und Empfehlungen von Kommissionen für Familienplanungspolitik 
in Richtung der Einführung einer „Zwei-Kind-Politik" gegeben hat, ist es 
jedenfalls bisher nicht zu wirklich grundlegenden Reformen gekommen, 
bzw. diese sind bisher nur halbherzig angegangen worden und haben sich 
obendrein noch als wenig effektvoll erwiesen. So wurde am 12.11.2013 
durch das Zentralkommittee der Kommunistischen Partei Chinas lediglich 
beschlossen, dass verheirateten Paaren ein zweites Kind nicht mehr nur 
dann erlaubt wird, wenn sie - wie nach der zuvor geltenden Regelung -
jeweils beide selbst aus einer Ein-Kind-Famiiie stammen, sondern dass es 
nunmehr genügt, wenn nur einer der Ehepartner selbst aus einer Ein­
Kind-Familie stammt. Diese Reform ist mittlerweile auch in allen Provinzen 
- bis auf Xinjiang und Xizang - umgesetzt worden, (vgl. Law Library of 
Congress vom 6.8.2014: China - Provincial Family Planning Regulations 
Amended Allowing More Couples to Have a Second Child - = 
www.loc.gov/ lawweb/servlet/ Iloc_news?disp3_1205404091_text; ebenso 
AA, Lagebericht - China, vom 15.10.2014 [Stand: Mai 2014], Seite 20, 21). 
Zu den Provinzen, in denen diese Reform umgesetzt wurde, zählt seit 
31.3.2014 auch die Heimatprovinz der Eltern des Klägers, Fujian (siehe 
Immigration and Refugee Board of Canada, 16.10.2014, dort Ziff.2.4.). 

23 Ansonsten aber hat es keine wirklich grundlegenden Neuerungen 
gegeben. Es mag sein, dass es inzwischen nicht mehr ganz so viele 
Zwangssterilisationen bzw. Zwangsabtreibungen gegenüber Eltern uner­
laubt gezeugter Kinder gibt, dass das Vorgehen von Beamten der Famili-
enplanungs- Behörden von der chinesischen Öffentlichkeit mittlerweile et­
was kritischer betrachtet wird, dass es Vorschriften gegenüber entspre­
chender Beamtenwillkür gibt und dass eine vorherige Geburtsgenehmi­
gung nicht mehr erforderlich ist. Nach wie vor aber gilt, dass Eltern mit 
empfindlichen Bußgeldsanktionen (sogenannte Soziale Kompensations­
gebühren") zu rechnen haben, wenn sie unerlaubt zweite oder dritte Kin-

http://www.bloomberg.com
http://www.loc.gov/
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der bekommen. Diese Sanktionen belaufen sich häufig auf enorme Sum­
men von vielen (bis zu zehn) durchschnittlichen Jahresgehältern. 

24 Zuletzt musste selbst der - von den Klägern im Termin zur mündli­
chen Verhandlung insoweit zutreffend erwähnte - berühmte und reiche 
chinesische Star-Regisseur Zhang Yimou, 7,5 Mio. Yuan, d.h. umgerech­
net knapp 1 Mio. € als Strafe an die Behörden dafür zahlen, dass er mit 
seiner Frau drei gemeinsame Kinder hat (siehe Spiegel-Online, vom 
9.1.2014, www.spielgel.de/panorama/leute/zahng-yimou-muss-wegen-der-
ein-kind-poiitik-zahlen). 

25 Werden solche Bußgelder nicht bezahlt oder können sie nicht auf­
gebracht werden, so darf eine Eintragung des Kindes in das sogenannte 
Haushaltsregister „Houkou" nach wie vor nicht vorgenommen werden. Das 
heißt diese Kinder bleiben in jeder Hinsicht und in mannigfaltiger Weise 
völlig rechtlos gestellt und vermehren so die große Zahl von sogenannten 
„Geisterkindern", die es legal gar nicht geben dürfte, die mangels Houkou 
nicht nur jegliche Bildung, Gesundheitsversorgung, Wohnsitznahme, Ar­
beitsaufnahme, und so weiter versagt bekommen, sondern von der chine­
sischen Bevölkerung verachtet werden, die es noch immer als antipatrio­
tisch ansieht, mehr als nur ein Kind zu haben (siehe etwa The Economist, 
11.6.2015 zum Nimbus des Patriotischen einer Ein-Kind-Familie; siehe 
ferner Spiegel-Online, 9.1.2014 zu der öffentlichen Entschuldigung des 
berühmten Regisseurs Zhang Yimou, für seine unerlaubten Kinder und für 
die dadurch von ihm verursachten „negativen sozialen Einflüsse"). Diese 
Kinder leben infolge ihrer juristischen Nichtexistenz und der damit verbun­
denen tagtäglichen Probleme völlig isoliert und ausgeschlossen im Halb­
schatten der Gesellschaft als sogenannte „heihu"- d.h. illegale Menschen, 
finden häufig deshalb auch keine Freunde oder später gar Lebenspartner 
und können sich ohne Houkou nicht einmal in größeren Umkreisen bewe­
gen, da selbst für Fernreisen, Zugfahren etc. wiederum ein Houkou Vo­
raussetzung ist (siehe die eindrucksvolle ausführliche Schilderung des 
Schicksals solcher Kinder und ihrer Eltern, wenn diese ihre Kinder man­
gels finanzieller Möglichkeit, ihnen eine Houkou-Registrierung erkaufen zu 
können, nirgendwo wirklich integrieren können, und der Behördenwillkür 
und -schikane, der sie ausgesetzt sind, sowie der schweren seelischen 
Schäden ein solches Leben als juristische „Unperson" für die betroffenen 
Eltern und Kinder: Nathan VanderKlippe in: The Globe and Mail vom 
13.3.2015: The Gost Children of China: In the Wake of China's One-Child-
Policy a Generation is lost, www.theglobeandmail.com/news/world/the-
ghost-children-in-the-wake-of-china's-one-child-policy-a-generation-is-lost; 
siehe auch den Aufruf des UN-Kommittees für Frauenrechte an China, alle 
Sanktionen für die unerlaubte Geburt von Kindern aufzuheben und alle 
Barrieren für die Registrierung solcher Kinder zu entfernen: UN-Committe 
on the Elimination of Discrimination against Women CEDAW, 14.11.2014 -
Concluding Observations on the combined 7th and 8th Periodic Reports of 
China, Ziff. 39b). 

26 Eltern, die ein Bußgeld nicht zahlen können, werden in aller Regel 
auch aus ihren Arbeitsverhältnissen gekündigt, oft auch inhaftiert, aus der 
kommunistischen Partei ausgeschlossen, nicht selten von den korrupten 

http://www.spielgel.de/panorama/leute/zahng-yimou-muss-wegen-der-
http://www.theglobeandmail.com/news/world/the-
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Beamten der Familienplanungsbehörde immer wieder zu Zahlungen er­
presst, und gelegentlich noch mit der Durchsuchung und gar völligen Zer­
störung ihres Privateigentums sanktioniert. 

27 Das Auswärtige Amt schildert insoweit in seinem Lagebericht 
(Stand Mai 2014), dass es zwar gegenüber Auslandsrückkehrern, die mit 
einem im Ausland gezeugten Kind zurückkehren, eine gesetzlich vorge­
schriebene Entziehung des Kindes nicht mehr gebe, dass es aber gleich­
wohl „gelegentlich" (d.h. immer mal wieder) Fälle gibt, in denen die Behör­
den den Familien als Strafe für die Nichteinhaltung der Familienplanungs­
politik oder die Nichtzahlung der dafür festgesetzten enormen Geldbußen 
die Kinder wegnehmen, an Waisenhäuser verkaufen und von dort 
manchmal sogar noch gegen hohe Beträge zur Adoption ins Ausland ver­
mitteln. „Immer wieder" sei die Kontrolle der staatlichen Familienpla­
nungspolitik mit gravierenden Menschenrechtsverletzungen bis hin zu 
Zwangsabtreibungen selbst in fortgeschrittenen Schwangerschaftsstadien 
verbunden. Häufig würden unverheiratete Frauen von den Behörden zu 
„freiwilligen" Abtreibungen gedrängt (AA, Lagebericht China 2014, S. 21). 

28 Das deckt sich mit den neuesten seit den letzten beiden Entschei­
dungen des Gerichts vom 12.3.2014 veröffentlichten Analysen und Lage­
berichten anderer Auskunftsquellen zu diesem Thema (Britisches Home 
Office, July 2015, Country Information and Guidance - China: Contraventi-
on of National Population and Family-Planning Laws, Ziff. 2.3.2. - 2.3.6., 
wonach es auch nach Änderung der Erlaubnismöglichkeit für ein zweites 
Kind für Eltern, von denen nur einer selbst aus einer Ein-Kind-Familie 
stammt, bisher nicht zu einer Entspannung auf Seiten der Familienpla­
nungsbehörden gekommen ist, sondern diese nach wie vor mit harschen 
Maßnahmen die Geburtenkontrollpolitik durchsetzen, allein schon des­
halb, weil die Eintreibung der extrem hohen Bußgelder eine bedeutende 
Einkommensquelle für die örtlichen Familienplanungsbehörden darstellt, 
siehe dazu auch Ziffern 5.3.2., 5.3.5.; 5.4.3.; 5.4.5; 5.4.8.; 5.5.4; 5.7.1. -
5.7.6; siehe ferner: Immigration and Refugee Board of Canada, 
16.10.2014, dort Ziff.2.2. und 3.2.; US-Dept.of State, Country Report on 
Human Rights Practices 2014- China, Section: Women - Reproductive 
Rights = www.ecoi.net/local_loin/306284/443559_de.html; ACCORD -
Austrian Center for Country of Origin & Asylum Research and Documenta-
tion, vom 21.11.2014; Australian Government - Migration Review Tribunal 
- Refugee Review Tribunal, 3. Auflage, 8.3.2013 - letzter Änderungsstand: 
8.9.2013: Background Paper China: Family Planning - Ziff.3.4.2., 4.4., 5., 
6.2. und 6.3.). 

29 All diesen Berichten ist im Übrigen auch zu entnehmen, dass ei­
nes der Haupthindernisse einer raschen Beseitigung der harschen Gebur­
tenkontrollpolitik das handfeste wirtschaftliche Interesse der Familienpla­
nungsbehörden ist, die mit der Erhebung von Bußgeldern für ihre Behörde 
aber auch für die damit befassten Beamten persönlich verknüpften Mög­
lichkeiten zur Einkommenserzielung zu nutzen, und dass die Beamten und 
Behörden ihrerseits nach wie vor einer unverändert strikten Kontrolle der 
Einhaltung ihrer „Planziele" in Sachen Geburtenkontrollpolitik unterliegen 
und Beförderungen von den erreichten Verhinderungen bzw. Sanktionie-

http://www.ecoi.net/local_loin/306284/443559_de.html


- 12-

rungen unerlaubter Geburten abhängig gemacht werden und sie ansons­
ten auch durch entsprechende Berichts- und Dokumentationspflichten 
dauernd unter Erfolgsdruck gesetzt bzw. sie bei Nichterreichen der Ziele 
mit Sanktionen belegt werden (siehe insoweit etwa The Economist, vom 
10.1.2015 - Enforcing with a smile: „Changing officials habits could prove 
hard. For 35 years the enforcers have been evaluated ruthlessly by their 
superiors fort her fulfillment of quantifiable targets"; ebenso Home Office, 
July 2015, Ziff. 5.3.1. unter Verweis auf US Dept.of State, Country Report 
China 2014, wonach die Beamten der Familienplanungsbehörden mit Be­
förderungen aber auch Bestrafungen zur Einhaltung der Zahlenziele in ih­
ren Abteilungen gedrängt werden und Ziff.2.3.6, wonach sie ihre strenge 
Durchsetzung der Familienplanungsziele, zu der sie erneut durch die 
Kommunistische Partei im November 2013 aufgerufen worden seien, nicht 
gelockert hätten). 

30 4) Konkret auf den Fall des Klägers und seiner Eltern bezogen, die 
ihn ungenehmigt im Ausland bekommen haben, bedeutet dies Folgendes: 
Lediglich sein älterer Bruder, das erste Kind seiner Eltern, das in China 
verblieben ist, hat als erlaubtes erstes Kind keine Probleme. Alle weiteren 
Kinder der Eltern des Klägers, also seine ältere Schwester und er selbst, 
sind hingegen sogenannte „unerlaubte Schwarzkinder", deren Existenz 
nach den chinesischen Regeln ungenehmigt und auch nicht genehmi­
gungsfähig ist, wie sie in der Heimatprovinz Fujian gelten, in welche die 
Eltern mit ihnen wegen des Houkou-Systems nur zurückkehren können. 

31 In China werden, wie die Eltern des Klägers in der mündlichen 
Verhandlung plausibel und glaubhaft angaben, generell Frauen im gebär­
fähigen Alter regelmäßig, teilweise auch vierteljährlich einer gynäkologi­
schen Untersuchung auf unerlaubte Schwangerschaften hin unterzogen 
(Australian Government - Refugee Review Tribunal, Background Paper 
China: Family Planning, 3. Auflage, 8.3.2013 - letzter Änderungsstand: 
8.9.2013: Ziff.3.4.2.; ebenso zur Testpflicht von Eltern eines über einem 
Jahr alten Kindes: ACCORD, a.a.O., unter: Bußgeldzahlungen für unehe­
lich geborene Kinder und Verweigerung der Registrierung bei Nichtzah­
lung; siehe auch VanderKlippe, The Globe and Mail, a.a.O., Ausdruck S. 9 
von 22). Zu hohen Bußgeldzahlungen für nicht erlaubte Schwarzkinder 
werden nicht nur die Ehepartner jeder einzeln heranzogen, sondern auch 
deren Verwandte (Australian Refugee Review Tribunal, a.a.O., Ziff.4.4). 
Von daher ist es nachvollziehbar und anhand der mit unterschiedlichen 
Fotodaten ausgewiesenen Fotos auch glaubhaft, dass die Eltern des Klä­
gers zur Entlastung seiner Großeltern und um diese vor solchen finanziell 
einschneidenden Sanktionen zu bewahren, diesen Fotos zum Nachweis 
eines Auslandsaufenthalts ohne erneute Schwangerschaften vorgelegt 
haben. 

32 Die in der Provinz Fujian geltenden Ausnahmeregeln für weitere 
Kinder greifen im Fall der Eltern des Klägers nicht ein, so dass weder sei­
ne Existenz noch die seiner älteren Schwester im Sinne dieser Vorschrif­
ten genehmigungsfähig ist. Die Ausnahmen betreffen nämlich nur ein 
zweites Kind und auch dies nur, wenn die Eltern beide bzw. nur einer von 
ihnen ein Einzelkind war. Das trifft auf beide ausweislich ihrer Angaben in 
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ihrem eigenen Asylverfahren nicht zu (siehe BAS 27 bzw. 33 der beigezo­
genen Bundesamtsakte der Eltern), wonach der Vater des Klägers noch 
eine Schwester habe bzw. die Mutter des Klägers noch einen Bruder ha­
be. Diese Angaben sind auch glaubhaft, da die Kläger seinerzeit bei ihrer 
Anhörung im Jahre 2002 nicht wissen konnten, dass es darauf einmal an­
kommen würde, und insofern keine Gefahr interessengeleiteter falscher 
Angaben besteht. 

33 Auch die anderen Ausnahmen: Behinderung, Einwohnerschaft in 
Hong Kong, Macao, oder Taiwan, wiederverheiratete Paar ohne vorherige 
Kinder, Eltern als kommunistischer Märtyrer, Sterilität der Brüder des Kin­
desvaters, bisher bei ländlichen Paaren nur eine Tochter etc. (siehe dazu 
Australian Refugee Review Tribunal, a.a.O., Ziff. 6.3.) sind im Fall der El­
tern des Klägers ersichtlich nicht erfüllt. 

34 Schließlich gibt es auch keine die Eltern des Klägers als Auslands­
rückkehrer privilegierende Vorschrift in Fujian. Denn Auslandsrückkehrer 
werden von den sozialen Bußgeldzahlungen für ein unerlaubtes zweites 
Kind nur befreit, wenn beide Eltern im Ausland studiert haben (Australian 
Refugee Review Board, a.a.O. Ziff. 6.3.), was bei den Eltern des Klägers 
nicht der Fall ist: Sie haben beide in Deutschland (und auch schon zuvor 
in China) nicht studiert, sondern haben allenfalls eine Mittelschulbildung. 
Der Vater arbeitet als ungelernte Kraft auf der Basis des gesetzlichen 
Mindestlohns in der Gastronomie, die Mutter ist infolge ihres Verkehrsun­
falls nicht arbeitsfähig. 

35 Für den somit in zwei Fällen vorliegenden Verstoß der Eltern sind 
nach den in Fujian geltenden Regeln soziale Kompensationsgebühren, 
d.h. Bußgelder in Höhe zwischen zwei bis sechs durchschnittlichen Jah­
reslöhnen zu bezahlen, um im Gegenzug für das unerlaubte Kind eine 
Houkou-Registrierung zu erhalten (Australian Refugee Review Tribunal, 
a.a.O., Ziff. 6.2.1.). Dass die Eltern prognostisch betrachtet nach einer 
Rückkehr finanziell dazu in der Lage wären, dem Kläger ein Schicksal als 
unregistriertes „illegales Schwarzkind" (bzw. juristisch und sozial betrach­
tet „Geisterkind") durch die Zahlung eines Bußgeldes zu ersparen, ist zur 
Überzeugung des Gerichts nicht zu erwarten. 

36 Die Festsetzung der konkreten Höhe dieser Bußgelder steht unter 
anderem im Ermessen der Behörden, deren Willkür hier auch Tür und Tor 
geöffnet ist. Bei Rückkehrern aus dem Ausland, wie den Eltern des Klä­
gers, werden die Behörden grundsätzlich das Vorhandensein von im Aus­
land erworbenem Reichtum bzw. Wohlstand vermuten und ihre Bußgeld­
forderungen entsprechend hoch ansiedeln. Das dürfte vor dem Hinter­
grund der zitierten generellen Informationen realistisch zu erwarten sein. 
Hinzu käme im vorliegenden Fall der Umstand, dass die Kläger die hei­
matlichen Behörden - für diese dann offenkundig erkennbar - durch jahre­
lange Falschangaben bezüglich ihrer Kinderzahl getäuscht haben. Das 
aber wird nicht eben die Verhängung eines Bußgeldes im unteren Bereich 
der möglichen Sanktionenskala zur Folge haben, sondern im Gegenteil 
wohl straferschwerend gewertet werden.... 
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37 5) Auch an der rechtlichen Würdigung, dass dies in Anknüpfung 
an die Zugehörigkeit des Klägers zu einer sozialen Gruppe eine Verfol­
gungshandlung von menschenrechtsverletzendem Gewicht darstellt, hält 
das Gericht nach wie vor fest. 

38 Die gegenteiligen mittlerweile ergangenen verwaltungsgerichtli­
chen Entscheidungen vermögen insoweit nicht zu überzeugen (vgl. 
BayVGH, B. v. 8.1.2015 - 15 ZB 15.30001; VG Frankfurt a.M., B. v. 
23.10.2014 - 2 L 2186/14.FA; VG Bayreuth, U. v. 4.11.2014 - B 3 K 
13.30190; VG Frankfurt a.M., U. v. 20.3.2014 - 2 K 2826/13/F.A.; VG 
Meiningen, U. v. 2.4.2014 -1 K 20223/10 Me. - alle in juris). 

39 Die Gruppe der - aus Sicht der chinesischen Regierung und 
Mehrheitsbevölkerung - „kinderreichen" Familien, bzw. der Kinder mit ei­
nem oder mehr Geschwistern, ist eine klar erkennbare und gesellschaft­
lich wahrnehmbare Gruppe. Dass unter Umständen Ausnahmen für ein­
zelne Zweit- oder gar Drittkinder möglich sein mögen, je nach Provinz, 
Ausnahmetatbestand oder Bußgeldzahlung, und daher verschiedene 
Gruppenbildungen möglich sind, ändert (entgegen der in der oben zitierten 
Verwaltungsgerichtsrechtsprechung vertretenen Ansicht) nichts daran, 
dass es in der jeweiligen Provinz, die man aufgrund des Houkou-Systems 
legal nicht einfach verlassen kann, im Grundsatz diese Zielgruppe ist, auf 
die sich - wenn eben solche Ausnahmetatbestände nicht vorliegen - die 
Sanktionspolitik der chinesischen Regierung richtet. 

40 Die unter Verstoß gegen diese Grundregeln gezeugten Kinder sol­
len nämlich entweder durch Zwangsabtreibung schon am Geborenwerden 
gehindert und eliminiert werden, bzw. die Geburt weiterer solcher Kinder 
durch die Zwangssterilisation ihrer insoweit als asozial eingestuften Eltern 
verhindert werden, die der „sozialen" Gruppe der asozial die Mehrheitsbe­
dürfnisse nach Bevölkerungskontrolle missachtenden Eltern zuzurechnen 
sind, bzw. die gleichwohl existierenden Kinder werden, falls für sie kein 
Bußgeld gezahlt werden kann und da man sie nach ihrer Geburt nicht 
mehr umbringen kann und will, dann eben als juristisch nicht existent ins 
Vakuum der Rechtlosigkeit gestoßen, indem man ihnen die in jeder Hin­
sicht für ein Überleben in der chinesischen Gesellschaft unerlässliche 
Houkou-Registrierung verweigert wird und sie damit zum Dahinvegetieren 
als Entrechtete am Rande der Gesellschaft verdammt. 

41 Diese bewusst als Sanktion verhängte Vorenthaltung von Ausbil-
dungs- und Gesundheitsversorgungsleistungen, die dem Staat möglich 
sind und auch tatsächlich von ihm erbracht werden, stellt insofern eine ge­
zielte und bewusste Benachteiligung und somit etwas ganz anderes dar, 
als das generelle Fehlen solcher staatlicher Leistungen in Staaten, die 
solche nicht aufbringen können, und auf die nach den internationalen 
Menschenrechtsstandards zwar ein Recht bestehen mag, das aber wie 
bei allen sozialen Rechten nur unter dem Vorbehalt des Finanzierbaren 
und Möglichen gewährt werden kann. Die generelle Verweigerung einer 
Houkou-Registrierung als Sanktion für eine unerlaubte Geburt ist auch et­
was anderes, als die in China vorzufindende Zweiteilung in Houkou-
Registrierungen für den Aufenthalt auf dem Land bzw. für den Aufenthalt 
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in der Stadt, welche zahlreichen Wanderarbeitnehmer, die nur eine ländli­
che Houkou-Registrierung besitzen, von einem legalen Leben, Wohnen 
und Arbeiten in der Stadt ausschließt und sie - falls sie sich dort doch auf­
halten - in den Städten in die Illegalität drängt, wo sie und ihre Kinder 
mangels städtischer Houkou-Registherung keinen Anspruch auf Schulbe­
such, Gesundheits- und Sozialleistungen haben (zu diesem System: The 
Economist vom 20.3.2014 - Urbanisation, Moving on Up). 

42 Die Verweigerung der Houkou-Registherung stellt mithin nicht nur 
im asylrechtlichen Sinne wortwörtlich eine „Ausgrenzung aus der staatli­
chen Friedensordnung" dar, sondern eben auch eine flüchtlingsrechtliche 
Verfolgung in Anknüpfung an eine soziale Gruppenzugehörigkeit, nämlich 
die Gruppe der per se als „überflüssig" angesehenen Menschen in China. 

43 Das haben in sehr ausdifferenzierten gründlichen Entscheidungen 
zur Anwendbarkeit des Begriffs der „sozialen Gruppe" im Sinne der GFK 
auf unerlaubte chinesische „Schwarzkinder" unter anderem der High Court 
of Ireland und der High Court of Australia sowie das Refugee Review Tri­
bunal von Australien so in den letzten Jahren entschieden (vgl. High Court 
- Ireland, Decision, dated 12/10/2014, in der Sache: S.J.L. -vs. - Refugee 
Appeals Tribunal & ors. - [2014] IEHC 608, Rz. 14. ff. [50.]; High Court of 
Australia, in der Sache: A. vs. Minister for Immigration and Ethnic Affairs., 
Decision dated 24.2.1997 - [1997] HCA 4; (1997) CLR 225; (1997) 142 
ALR 331; und Australian Refugee Review Tribunal, Decision dated 
1.3.2012, RRT Case Number: 1108245 [2012] RRTA 120). Auch das briti­
sche Home Office ist offenbar der Ansicht, dass Mütter, die unter Verstoß 
gegen die chinesische staatliche Geburtenkontrollpolitik ein Kind bekom­
men haben, flüchtlingsrechtlich eine „soziale Gruppe" darstellen (siehe 
Home Office, July 2015, a.a.O. Ziff. 2.2.1. unter Verweis auf Country 
Guidance Case of AX [Family Planning Scheme] China CG [2012] UKUT 
00097 [IAC] vom 16.4.2012). Auf diese Entscheidungen wird im Einzelnen 
verwiesen. Wie der Ausschuss des amerikanischen Kongresses zu China 
(Congressional Executive Commission on China - One Year Later, Initial 
Impact of China's Population Planning Policy - Adjustment smaller than 
expected, 9.12.2014) ausführte, verletze die chinesischen Geburtenkon­
trollpolitik unter anderem die Standards wie sie in der „Bejing Declaration 
and Platform for Action" von 1994 und in dem „Programme of Action of the 
Cairo Intl. Conference on Population and Development" festgelegt sind, 
ebenso, wie der Ausschluss von unerlaubten Kindern aus dem Registrie­
rungssystem (Houkou) eine nach der „Internationalen Konvention zum 
Schutz der Kinderrechte" und nach dem Internationalen Pakt über die 
Wirtschaftlichen, Sozialen und Kulturellen Rechte" verbotene Diskriminie­
rung darstelle. 

44 Vor diesem Hintergrund lässt sich - anders als von den genannten 
Verwaltungsgerichten vertreten - die chinesische Geburtenkontrollpolitik 
nicht einfach als eine jeden gleichermaßen ohne Unterschied treffende 
und daher nicht diskriminierende, rein ordnungspolitische Maßnahme zur 
Bekämpfung einer für das wirtschaftliche und soziale Überleben des chi­
nesischen Staates und seiner Einwohner schädlichen Überbevölkerung 
einstufen. Vielmehr liegt die Diskriminierung hier bereits darin, dass diese 
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Maßnahmen an die Ausübung eines allgemeinen Menschenrechts zur 
freien Entscheidung über die eigene Reproduktion anknüpft, also an ein 
im Grundsatz erlaubtes Verhalten, das genauso schutzwürdig ist, wie das 
Ausleben einer politischen oder religiösen Überzeugung, und daher für 
staatliche Eingriffe keinen legitimen Anknüpfungspunkt darstellen kann. 

45 Selbst wenn man aber die Zielsetzung einer Eindämmung der Be­
völkerungszahl als eine legitime ordnungspolitische unpolitische und 
nichtdiskriminierende Zielsetzung ansieht, deren Verfolgung - zumindest 
im Grundsatz - einen Eingriff in das Menschenrecht auf freie Entscheidung 
über die eigene Reproduktion - etwa als gleichgewichtiger Wert von Ver­
fassungsrang bzw. wegen kollidierender Grundrecht Dritter rechtfertigen 
könnte, lässt sich im Fall der chinesischen Bevölkerungspolitik nicht über­
sehen, dass diese sich selbst unter diesen Gesichtspunkten als unverhält­
nismäßig, überflüssig und im Ergebnis (s.o.) sogar im Gegenteil als sozi­
alschädlich erwiesen hat und daher solche Eingriffe schon deshalb nicht 
zu rechtfertigen vermochte und nach wie vor nicht vermag (siehe insoweit 
den Artikel in The Economist, 11.7.2015, mit einer unter dem Titel „unne-
cessary force" abgedruckten Tabelle der Weltbank zum Rückgang der Be­
völkerungszahlen auch in Ländern, wie unter anderem sogar im bevölke­
rungsreichen Indien, die eine solche harsche Politik der Bevölkerungskon­
trolle nicht betrieben haben). Die Maßnahmen der chinesischen Politik, die 
in erster Linie auf gewaltsame Vernichtung der Reproduktionsfähigkeit von 
Eltern mit überschießendem Kinderwunsch durch Zwangsterilisation ab­
zielen, bzw. auf die Eliminierung unerlaubt empfangener Föten (durch 
Zwangsabtreibung) bzw. auf die Ausgrenzung und Rechtlosstellung 
gleichwohl geborener „überzähliger" unerlaubter Kinder abzielen, erweisen 
sich zudem wegen ihres direkten Durchgriffs auf den Wesenskern der 
Existenz und die Integrität ihrer menschlichen Zielobjekte schließlich auch 
schon deshalb als diskriminierend, weil sie an deren So-Sein bzw. an de­
ren menschenrechtlich geschütztem Verhalten ansetzen und unverhält­
nismäßig sind, da demgegenüber bedenkenfreie Maßnahmen zur Bevöl­
kerungsstabilisierung, wie etwa wirtschaftliche Anreize, die Einführung ei­
nes Sozialversicherungssystems, Aufklärung und vor allem auch Verhü­
tungskampagnen als mildere Mittel zur Verfügung stehen und insoweit 
überall sonst in der Welt zur Bevölkerungskontrolle genutzt werden, wäh­
rend in China zwar 85 Prozent der Frauen empfängnisverhütende Mittel 
benutzen, aber offenbar nur 12 % der Frauen zwischen 25 und 30 Jahren 
die Verhütungsmethoden wirklich verstanden haben und 68 % der Frauen 
sich über die Methoden und ihre Wirkung im Einzelnen im Unklaren waren 
(vgl. Home Office, July 2015, a.a.O., Ziff. 5.2.2. unter Verweis auf US 
Dept. of State, Country Report China 2014, a.a.O.)." 

46 Diesen Ausführungen schließt sich der Senat für die Beurteilung 
der Situation des Klägers, dessen Eltern ebenfalls aus der Provinz Fujian 
stammen, an und macht sie sich unter Berücksichtigung der aktuellen 
Entwicklungen zu Eigen. Seit Herbst 2015 ist China allerdings zu einer 
„Zwei-Kind-Politik" übergangen (vgl. etwa Auswärtiges Amt Lagebericht 
vom 20.11.2015), die auch mittlerweile umgesetzt wird und zu ersten 
Nachregistrierungen der „Zweitgeborenen" geführt hat und weiter führt 
(vgl. Nathan van der Klippe in The Globe and Mail vom 03.04.2016). Dass 
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sich hierdurch auch mittelbar die Situation der „Drittgeborenen" oder, wie 
der Kläger, der „Viertgeborenen" grundlegend geändert haben könnte, ist 
nach den vom Senat zusätzlich herangezogenen Erkenntnismitteln, insbe­
sondere auch nach dem Lagebericht vom 20.11.2015, nicht ersichtlich und 
bleibt abzuwarten. Nach wie vor können sich die Betroffenen oder deren 
Eltern nur durch die Zahlung horrender Summen „freikaufen", wozu die El­
tern, die, wie sich in der mündlichen Verhandlung ergeben hat, nach wie 
vor faktisch (so die Mutter) bzw. aus ausländerrechtlichen Gründen (so 
der Vater) nicht arbeiten, ersichtlich nicht in der Lage sein werden." 

Die überzeugenden Ausführungen sowohl des Verwaltungsgerichts Freiburg als 

auch des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg, denen sich der Einzelrichter 

anschließt, haben auch unter Berücksichtigung neuester Erkenntnismittel weiterhin 

Geltung. Staatliche Quellen bestätigen dies. Insbesondere bei unverheirateten Frau­

en ist die Durchsetzung und Kontrolle der staatlichen Familienplanungspolitik immer 

wieder mit gravierenden Verletzungen der Menschenrechte bis hin zu Zwangsabtrei­

bungen in fortgeschrittenen Schwangerschaftsmonaten verbunden (Auswärtiges 

Amt, Lagebericht vom 14.12.2018, S. 22 f.; United States Departement of State, Chi­

na 2017 - Human Rights Report, S. 54 ff.; Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 

der Republik Österreich, Länderinformationsblatt der Staatendokumentation vom 

14.11.2017, zuletzt aktualisiert am 05.02.2018, S. 45 f.; Immigration and Refugee 

Board of Canada, China: Treatment of "illegal11 or "black" chüdren born outside the 

family planning policy; whether unregistered chüdren are denied access to education, 

health care and other Services; information on punitive measures taken against pa-

rents who violated family planning policy before and/or after policy changes effective 

January 2016 (2013-September 2016) vom 20.10.2016). Alleinstehende Frauen ha­

ben keine Möglichkeit, „legal" Kinder zur Welt zu bringen (hierzu und zum Folgenden 

insbesondere Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl der Republik Österreich, 

a.a.O.). In fast allen Provinzen ist es für alleinstehende Frauen illegal, Kinder zu be­

kommen und wird mit Geldstrafen belegt. Auch wenn erzwungene Abtreibungen und 

Sterilisationen weniger verbreitet sind, als in der Vergangenheit, gibt es weiterhin 

Berichte über Zwangssterilisierungen und Abtreibungen. 

b) Nach Ansicht des Einzelrichters besteht nach Auswertung der genannten Er­

kenntnismittel für die Klägerin bei ihrer Rückkehr nach China eine sehr hohe - be­

achtliche - Wahrscheinlichkeit, Ziel staatlicher Maßnahmen der Geburtenkontrolle zu 

werden. Die Klägerin stammt aus , das der Provinz  angehört, und hat 
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ein mit einem kamerunischen Asylbewerber gezeugtes Kind. Zudem ist sie unverhei­

ratet. Hieran bestehen für das Gericht nach den glaubhaften Ausführungen der Klä­

gerin während der mündlichen Verhandlung keine begründeten Zweifel. Da sie un­

verheiratet ist, fällt sie nicht unter die oben genannten Ausnahmekonstellationen, in 

der es ihr möglich wäre, ein - weiteres - Kind legal und in Übereinstimmung mit den 

chinesischen Gesetzen über die Familienplanung zur Welt zu bringen. Nach den vor­

stehenden Tatsachenfeststellungen droht der Klägerin mit einer Zwangssterilisation 

eine Handlung, die an die Geschlechtszugehörigkeit anknüpft, § 3a Abs. 2 Nummer 3 

Alt. 1 AsylG. Selbst wenn die Klägerin theoretisch eine körperliche Zwangsmaßnah­

me durch Zahlung eines Bußgelds abwenden könnte, läge hierin eine diskriminieren­

de gesetzliche bzw. administrative Maßnahme im Sinne von § 3a Abs. 2 Nummer 2 

AsylG, da sie das Bußgeld allein aufgrund ihres familiären Status als unverheiratete 

Mutter eines Kindes zahlen müsste. Nach Überzeugung des Einzelrichters ist auch 

nicht zu erwarten, dass die Klägerin ein zu erwartendes Bußgeld bezahlen könnte. 

Dies hat sie in der mündlichen Verhandlung glaubhaft gemacht. 

Die Klägerin ist den beschriebenen Verfolgungshandlungen außerdem als Mitglied 

der sozialen Gruppe (§ 3b Abs. 1 Nummer 4 AsylG) unverheirateter Mütter mit einem 

mit einem Ausländer gezeugten Kind ausgesetzt. Insoweit schließt sich das Gericht 

den bereits dargestellten und überzeugenden Ausführungen des Verwaltungsge­

richts Freiburg und des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg an. Die zeitlich 

nachfolgenden Entscheidungen anderer Gerichte (Bayerischer Verwaltungsgerichts­

hof, Beschluss vom 7. November 2016 - 15 ZB 16.30425 juris Rn. 6 ff.; VG 

Leipzig, Urteil vom 29. April 2016 - 4 K 228/13.A juris; VG Kassel, Urteil vom 20. 

Januar 2016 - 5 K 1167/13.KS.A juris; VG Gelsenkirchen, Urteil vom 15. Januar 

2016 - 2a K 4280/14.A - , juris) vermögen an dieser Einschätzung nichts zu ändern, 

da in diesen eine substantiierte Auseinandersetzung mit den Entscheidungen des 

Verwaltungsgerichts Freiburg und des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg 

nicht stattfindet. 

Die Klägerin kann auch nicht auf internen Schutz (§ 3e AsylG) verwiesen werden, da 

ausweislich des Lageberichts des Auswärtigen Amtes vom 14.12.2018 (dort Seite 

24) ein offizieller Umzug in einen anderen Landesteil nur schwer möglich ist. Dies gilt 



- 19 , 

c) Die Berücksichtigung nach der Ausreise entstandener Fluchtgründe ist auch nicht 

ausgeschlossen. Nach § 28 Abs. 1a AsylG und Art. 5 Abs. 1 und Abs. 2 der Richtlinie 

über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 

Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für 

Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt 

des zu gewährenden Schutzes (Qualifikations-RL) ist eine Flüchtlingsanerkennung 

auch dann nicht ausgeschlossen, wenn die begründete Furcht vor Verfolgung - wie 

hier - auf Ereignissen beruht, die eingetreten sind, nachdem ein Asylbewerber sein 

Herkunftsland verlassen hat. 

II. Da der Hauptantrag der Klägerin Erfolg hat, ist über die hilfsweise gestellten An­

träge nicht zu entscheiden. 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Gerichtskostenfrei­

heit folgt aus § 83b, § 83c AsylG. Der Gegenstandswert ergibt sich vorliegend aus 

§ 30 Abs. 1 Sätze 1 und 2 RVG und beträgt 5.000,00 Euro. Gründe, die eine Abwei­

chung nach § 30 Abs. 2 RVG rechtfertigen würden, sind nicht ersichtlich. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg zugelassen wird. Die Zulassung der Berufung 
ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils zu beantragen. Der Antrag ist 
beim Verwaltungsgericht Stuttgart zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil be­
zeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, 
darzulegen. Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 
Bedeutung hat oder das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, 
des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichts­
höfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Ab­
weichung beruht oder ein in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend 
gemacht wird und vorliegt. 

Lässt der Verwaltungsgerichtshof die Berufung zu, wird das Antragsverfahren als 
Berufungsverfahren fortgesetzt. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskos­
tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof einge-

insbesondere im Falle der hier vorliegenden vom Staat ausgehenden (§ 3c Nummer 

1 AsylG) Verfolgung. 
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leitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder die in § 67 Absatz 2 Satz 1 
VwGO genannten Rechtslehrer mit Befähigung zum Richteramt oder die in § 67 Ab­
satz 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen zuge­
lassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Per­
sonen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent­
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der 
nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt ist, 
kann sich selbst vertreten. 

Anschrift des Verwaltungsgerichts: 
Verwaltungsgericht Stuttgart, Schellingstr. 15, 70174 Stuttgart oder Postfach 10 50 52, 70044 Stutt­
gart 




